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Wohnungsleerstand in Ostdeutschland:
differenziertere Betrachtung notwendig
Aktuelle und repräsentative Daten über das Aus-
maß des Wohnungsleerstands in Ostdeutschland sind
Mangelware. Dies erschwert die politische Beur-
teilung der Problematik. Aus einer vom Bundes-
verband deutscher Wohnungsunternehmen (GdW)
jährlich bei seinen Mitgliedsunternehmen durch-
geführten Umfrage lässt sich entnehmen, dass der
Leerstand seit 1998 weiter leicht zugenommen hat.
Von den Ländern sind am stärksten Sachsen und
Sachsen-Anhalt betroffen. Weit über dem Durch-
schnitt liegende Leerstandsquoten verzeichnen die
Wohnungsunternehmen in den Städten mit mehr als
250 000 Einwohnern. Da in der Umfrage auch
nach einzelnen Leerstandsursachen gefragt wird,
lässt sich schätzen, dass derzeit etwa zwei Drittel
der von den Unternehmen bewirtschafteten Woh-
nungen aufgrund mangelnder Nachfrage leer stehen.
Informationsdefizite bei Leerstandsdiskussion
Die Bundesregierung hat im August dieses Jahres
ein Programm „Stadtumbau Ost“ beschlossen, das
verschiedene Maßnahmen mit dem Ziel bündelt,
negative Folgewirkungen des Wohnungsleerstands
in Ostdeutschland für Städte und Wohnungsver-
mieter zu mildern. In den Jahren 2002-2009 will
der Bund jährlich zwischen 200 und 300 Mio. DM
für Abriss, Umbau und Stadterneuerung bereit-
stellen. Flankiert werden diese Mittel, die den
Städten und Wohnungsgesellschaften zufließen
sollen, durch weitere Maßnahmen, so durch Zu-
schüsse zur Wohneigentumsbildung in Altbau-
vierteln. Die Wirksamkeit des Programms „Stadt-
umbau Ost“ wird auch davon abhängen, wie ursa-
chenadäquat die einzelnen Maßnahmen zuge-
schnitten sind. In der bisherigen Diskussion über
Ursachen und Ausmaß des Wohnungsleerstands in
Ostdeutschland sowie über angemessene politische
Interventionen wurde regelmäßig beklagt, dass die
verfügbare Datenbasis unzureichend ist und den
aktuellen Stand nicht widerspiegelt.12 Selbst die im
12 Vgl. FRANZ, P.: Leerstände in ostdeutschen Städten: Kei-
neswegs nur ein wohnungspolitisches Problem, in: IWH,
Wirtschaft im Wandel 2/2001, S. 27.
Jahr 2000 vom Bundeswohnungsbauminister ein-
gesetzte Kommission „Wohnungswirtschaftlicher
Strukturwandel in den neuen Bundesländern“ war
gezwungen, auf Mikrozensus-Daten aus dem Jahr
1998 zurück zu greifen.
Die Aussagefähigkeit dieser Daten wird vor al-
lem durch den Umstand eingeschränkt, dass so-
wohl (bewohnbare) Wohnungen in gutem Erhal-
tungszustand als auch Wohnungen, die z. T. schon
vor 1990 leer standen und inzwischen unbewohn-
bar geworden sind, unterschiedslos als Leerstand
gezählt werden. Für die aktuelle Debatte ist dies
von Bedeutung, da nur vermarktungsfähige Woh-
nungen den Angebotsüberhang auf dem Woh-
nungsmarkt erhöhen: Wohnräume, die aufgrund
ihres baulichen Zustands gar nicht mehr auf dem
Markt angeboten werden können, tragen dazu
nicht bei.13
Aus den Mikrozensus-Daten geht ebenfalls
nicht hervor, inwieweit mögliche andere Ursachen
– z. B. Sanierungs-, Modernisierungs- und Ver-
kaufsaktivitäten der Wohnungsunternehmen – zum
Wohnungsleerstand beitragen. Dieses Informati-
onsdefizit bildet den Anlass für den vorliegenden
Beitrag, der dem Stellenwert verschiedener Leer-
stands-Ursachen genauer nach geht.
Aktuellere Informationen durch Wohnungsver-
bands-Umfrage
Um Informationslücken der beschriebenen Art
zumindest teilweise zu schließen, wird auf Daten
zurück gegriffen, die im Rahmen einer jährlich
stattfindenden Umfrage des Bundesverbands deut-
scher Wohnungsunternehmen (GdW) unter seinen
1 300 ostdeutschen Mitgliedsunternehmen erhoben
werden. Diese Wohnungsunternehmen und Genos-
senschaften in zumeist kommunaler Hand bewirt-
schaften mit 2,8 Mio. Wohnungen ca. 40% des
13 Im Hinblick auf die Stadtentwicklung ist dieser Teil des
Leerstands jedoch von Belang, da von heruntergekomme-
nen und unbewohnbaren Häusern negative externe Effekte
auf ihre Standortumgebung ausgehen, die sich als Image-
und Statusverschlechterung der betreffenden Stadtteile ma-
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ostdeutschen Wohnungsbestands.14 Der
Wohnungsbestand der befragten Unternehmen
setzt sich im Vergleich zum gesamten ostdeut-
schen Wohnungsbestand überproportional aus
Wohnungen jüngeren Baualters (Nachkriegs- und
Plattenwohnungsbau) und unterproportional aus
Altbau-Wohnungen zusammen. In letzterem Woh-
nungsmarktsegment sind zum einen Einzeleigen-
tümer stärker vertreten als Wohnungsunternehmen
und zum anderen höhere Leerstände zu verzeich-
nen als in den nach 1945 errichteten Beständen.15
Der Wohnungsbestand der GdW-Unternehmen
stellt somit kein repräsentatives Abbild des ost-
deutschen Wohnungsbestands dar. Gleichwohl
sind derzeit keine besseren Zahlen von vergleich-
barer Aktualität verfügbar.
Frage nach Leerstandsursachen unter
verschiedenen Perspektiven stellbar
Die Frage nach den Ursachen des Wohnungs-
leerstands lässt sich unter verschiedenen Per-
spektiven stellen. So beschränkt die GdW-Um-
frage ihr Spektrum von Gründen für Woh-
nungsleerstand bewusst auf Tatbestände, wel-
che die befragten Unternehmen ihren Unterla-
gen entnehmen können. Auf allgemeinerer
Ebene sind die Ursachen für den Wohnungs-
leerstand in einem komplexen Zusammenspiel
von DDR-Städtebau, demographischer Ent-
wicklung und der neubauorientierten Investi-
tionsförderung nach 1990 zu suchen.
a Im Hin-
blick auf die demographische Entwicklung ist
zu berücksichtigen, dass die Wohnungsnach-
frage weniger von der Veränderung der Bevöl-
kerungszahl, denn von der Entwicklung der
Zahl der Privathaushalte abhängt. Letztere hat
sich in Ostdeutschland im Gegensatz zur Be-
völkerungszahl seit 1991 um rund 400 000 er-
höht und wird vorliegenden Prognosen zufolge
erst Mitte des nächsten Jahrzehnts wieder sin-
ken. Der bisherige Anstieg der Zahl der Haus-
halte wurde jedoch vom Angebotszuwachs
von mehr als 800 000 neu gebauten Wohnun-
gen im gleichen Zeitraum stark übertroffen.
a V g l .F R A N Z ,P . ,a .a .O . ,S .2 9f .
14 GdW (Hrsg.): Daten und Fakten 1999/2000 der
unternehmerischen Wohnungswirtschaft in den neuen Län-
dern. GdW Information 93. Berlin/Köln 2000, S. 3.
15 Vgl. ebenda
Von den 2,8 Mio. durch GdW-Unternehmen
bewirtschafteten Wohnungen standen Ende 1999
337 500 leer, was einer Quote von knapp 12,6%
entspricht. Damit lag diese Quote knapp unter dem
im Mikrozensus für das Jahr 1998 ermittelten ost-
deutschen Durchschnitt von 13,2%.16 Bis Ende
2000 erhöhte sich der Leerstand bei den GdW-
Unternehmen auf 374 600 Wohnungen und er-
reichte damit eine Quote von 14,4% (vgl. Tabelle 1).
In regionaler Hinsicht haben die GdW-Unter-
nehmen in Sachsen-Anhalt (17,7%) und in Sach-
sen (17,5%) die höchsten, in Mecklenburg-Vor-
pommern (8,8%) und in Berlin-Ost (9,0%) die
niedrigsten Leerstandsquoten zu verzeichnen (vgl.
Tabelle 1). In absoluten Zahlen betrachtet konzent-
rieren sich nahezu 60% des Leerstands auf die bei-
den Länder Sachsen und Sachsen-Anhalt.
Unterschiedliche Gründe für Wohnungsleerstand
Die in der linken Randspalte von Tabelle 1 aufge-
führten Kategorien repräsentieren mögliche Gründe
für Wohnungsleerstände. Hierbei wird unterschie-
den nach
– zu geringer Nachfrage am Markt (Vermietungs-
schwierigkeiten),
– Unbewohnbarkeit infolge schlechten baulichen
Zustands,
– absichtlicher Nichtvermietung aufgrund unter-
nehmerischer Entscheidungen für Instandset-
zung/Modernisierung, Privatisierung/Verkauf
oder Rückbau/Abriss,
– und sonstigen Gründen.
Für knapp 52% der insgesamt 374 600 betrachte-
ten Wohnungen trifft der Grund zu, dass sie zwar
auf dem Markt angeboten werden, aber derzeit
keinen Mieter finden.17 Am häufigsten wird ein
solcher Angebotsüberhang für den Wohnungsbe-
stand in Brandenburg (64,9%) und in Mecklen-
burg-Vorpommern (56,3%) angegeben.
16 Vgl. FRANZ, P., a. a. O., S. 28.
17 Dies stimmt mit der Schätzung der Kommission überein,
dass 1998 nur noch die Hälfte der leeren Wohnungen aktiv
am Markt angeboten worden sein dürfte. Vgl. Kommission
„Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den neuen
Bundesländern“: Bericht der Kommission, November 2000
(im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bauwe-
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Tabelle 1:











abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %
Insgesamt/
Leerstandsquote 25 739 9,0 50 453 12,5 27 205 8,8 139 017 17,5 80 829 17,7 51 359 14,6 374 602 14,4
darunter wegen
Vermietungs-
schwierigkeiten 13 842 53,8 32 726 64,9 15 306 56,3 62 410 44,9 41 522 51,4 27 665 53,9 193 471 51,6
Unbewohnbarkeit
infolge baulichen
Schäden 2 019 7,8 4 616 9,1 3 194 11,7 23 050 16,6 9 106 11,3 5 684 11,1 47 669 12,7
Instandsetzung/
Modernisierung 6 493 25,2 6 399 12,7 3 603 13,2 28 858 20,8 8 502 10,5 6 540 12,7 60 395 16,1
Privatisierung/
Veräußerung 1 185 4,6 1 550 3,1 1 483 5,5 7 033 5,1 4 747 5,9 3 976 7,7 19 974 5,3
geplantem Abriss/
Rückbau 355 1,4 2 361 4,7 826 3,0 6 519 4,7 6 431 8,0 3 476 6,8 19 968 5,3
aus sonstigen
Gründen 1 845 7,2 2 801 5,6 2 793 10,3 11 147 8,0 10 521 13,0 4 018 7,8 33 125 8,8
Quelle: GdW Jahresstatistik 2000; Berechnungen des IWH.
Für 47 669 Wohnungen (12,7%) gilt, dass ihr
baulicher Zustand so schlecht ist, dass sie nicht
mehr auf dem Markt angeboten werden können.
Insbesondere die Unternehmen in Sachsen haben
überdurchschnittlich viele solcher Wohnungen in
ihrem Bestand.
Wie Tabelle 1 zeigt, geht Wohnungsleerstand
z. T. auf strategische Entscheidungen von Woh-
nungsunternehmen zurück. Solche Entscheidungen
werden z. T. mit dem Ziel getroffen, Teile des
Wohnungsbestands zu sanieren und zu modernisie-
ren. Um dies durchführen zu können, werden die
betreffenden Wohnungen vorübergehend nicht
belegt bzw. „leer gezogen“: 16,1% der leerstehen-
den Wohnungen befanden sich im Jahr 2000 in
diesem Stadium, wobei die Wohnungsunterneh-
men in Sachsen und in Berlin-Ost sich bei der Sa-
nierung besonders aktiv zeigen.
In 5,3% der Fälle geht Wohnungsleerstand auf
Verkaufsentscheidungen der Unternehmen zurück.
Derartige Transaktionen werden in der Regel er-
leichtert, je größer der Spielraum der neuen Ei-
gentümer bei der Immobiliennutzung ist. Nicht
belegte Wohnungen können diesen Spielraum er-
weitern.
Für einen Anteil von 5,3% der leerstehenden
Wohnungen wurde im Jahr 2000 seitens der Woh-
nungsunternehmen die Entscheidung getroffen, sie
nicht mehr zu belegen und mittels Abriss bzw.
Rückbau endgültig vom Markt zu nehmen.
Leerstände treten ferner aufgrund des Umstands
auf, dass zwischen dem Auszug des bisherigen und
dem Einzug des (bereits festliegenden) neuen
Mieterhaushalts häufig eine Zeitspanne bis zu
mehreren Wochen liegt. Fällt der Erhebungs-
zeitpunkt in diesen Zeitraum, wird die betreffende
Wohnung als leerstehend gezählt. Für 9,4% der
Wohnungen (31 600) war dies 1999 die Leer-
standsursache (vgl. Tabelle 2). Leider wurde in der
GdW-Erhebung für das Jahr 2000 hiernach nicht
mehr gefragt. Man kann davon ausgehen, dass
diese Fälle im Jahr 2000 zum großen Teil unter die
Rubrik „Sonstige Gründe“ fallen, die im Vergleich
zum Vorjahr um 4,6 Prozentpunkte größer ausge-
fallen ist.Wirtschaft im Wandel 11/2001 266
Tabelle 3:
Von GdW-Unternehmen bewirtschaftete leerstehende Mietwohnungen am 31.12.2000 nach Gemeindegröße
Städte und Gemeinden mit ... Einwohnern
unter 20 000 20 000 bis unter
50 000
50 000 bis unter
100 000







abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in %
Insgesamt/Leerstandsquote 68 749 7,6 96 239 15,7 38 252 14,4 58 038 15,2 87 585 20,4
darunter wegen
Vermietungsschwierigkeiten 41 434 60,3 53 051 55,1 20 476 53,5 31 292 53,9 33 376 38,1
Unbewohnbarkeit infolge
baulichen Schäden
7 705 11,2 11 840 12,3 4 336 11,3 5 935 10,2 15 834 18,1
Instandsetzung/
Modernisierung
8 102 11,8 9 296 9,7 4 103 10,7 7 218 12,4 25 183 28,8
Privatisierung/Veräußerung 3 750 5,5 5 491 5,7 2 700 7,1 2 927 5,0 3 921 4,5
geplantem Abriss/Rückbau 2 711 3,9 9 474 9,8 2 666 7,0 2 775 4,3 1 987 2,3
aus sonstigen Gründen 5 047 7,3 7 087 7,4 3 971 10,1 7 891 13,6 7 284 8,3
a Ohne Berlin.
Quelle: GdW Jahresstatistik 2000; Berechnungen des IWH.
Tabelle 2:






Leerstandsquote 12,6 14,4 +1,8
darunter wegen
Vermietungsschwierigkeiten 45,0 51,6 +6,6
Unbewohnbarkeit
infolge baulichen Schäden 14,3 12,7 -1,6
Instandsetzung/
Modernisierung 18,5 16,1 -2,4
Privatisierung/
Veräußerung 6,3 5,3 -1,0
geplantem Abriss/
Rückbau 2,3 5,3 +3,0
Mieterwechsel 9,4
aus sonstigen Gründen 4,2
8,8 -
Quelle: GdW Jahresstatistiken 1999, 2000; Berechnungen
des IWH.
Differenzierung nach Stadtgröße
In Tabelle 3 werden die Leerstandsquoten und die
verschiedenen Gründe für Wohnungsleerstand
nach Stadtgröße differenziert. Aus der Tabelle geht
hervor, dass im Jahr 2000 die kleineren Kommu-
nen mit weniger als 20 000 Einwohnern unter-
durchschnittliche (7,6%), die größten Städte mit
mehr als 250 000 Einwohnern dagegen überdurch-
schnittliche Leerstände (20,4%) aufweisen. Dies
könnte mit darauf zurück zu führen sein, dass ge-
rade die größten Städte bisher am intensivsten von
Suburbanisierung betroffen waren und/oder dort
der Wohnungsneubau am intensivsten betrieben
worden ist. Der Vergleich der fünf Größenkatego-
rien von Städten in Tabelle 3 zeigt, dass die größ-
ten Städte den höchsten Anteil an unbewohnbaren
Wohnungen (18,1%), aber auch den höchsten An-
teil an Wohnungen, die gerade modernisiert wer-
den (28,8%), auf sich vereinen. Diese an sich pa-
radoxe Situation – in den Städten mit dem höchs-
ten Leerstand fallen auch die Modernisierungsak-
tivitäten am intensivsten aus – könnte man damit
erklären, dass dort die Wohnungsunternehmen
zum einen durch die stärkere Konkurrenz privater
Vermieter häufiger zu solchen Maßnahmen ge-
zwungen werden, um sich auf dem Markt zu be-
haupten. Zum andern scheinen die Unternehmen
dort den Wohnungsmarkt als groß genug einzu-
schätzen, um sich mit einem verbesserten Woh-
nungsangebot Marktchancen auszurechnen.Wirtschaft im Wandel 11/2001 267
Fazit
Trotz der mangelnden Repräsentativität der oben
dargestellten Daten lassen sie verschiedene Schluss-
folgerungen zu. Die vorstehende Betrachtung zeigt,
dass die „Schreckensmeldung“, in Ostdeutschland
stünden weit mehr als 1 Mio. Wohnungen leer, dif-
ferenziert zu sehen ist. Nur für ca. die Hälfte dieser
Wohnungen im Bestand der Wohnungsunterneh-
men gilt, dass sie derzeit auf dem Markt angeboten
werden, aber auf keine Nachfrage stoßen. Rechnet
man die gerade in Sanierung befindlichen Woh-
nungen hinzu, die in absehbarer Zeit wieder auf
dem Markt angeboten werden, so erhöht sich diese
Zahl auf knapp zwei Drittel. Jede siebte leer ste-
hende Wohnung befindet sich in einem so
schlechten Zustand, dass sie gar nicht marktfähig
ist. Es ist zu vermuten, dass dieser Anteil höher
ausfiele, würde man den Wohnungsbestand mit
einbeziehen, der nicht von den GdW-Unternehmen
bewirtschaftet wird.
Aus den Umfragedaten geht auch hervor, dass
während Sanierungs- und Veräußerungsaktivitäten
Wohnungen der Wohnungsunternehmen naturge-
mäß leer stehen und nicht vermietet werden kön-
nen: Für immerhin ein Viertel der leer stehenden
Wohnungen trifft dies zu. Der Umfang dieser be-
sonders in den größeren Städten ausgeprägten Ak-
tivitäten belegt, dass die Unternehmen sich darum
bemühen, ihr Wohnungsangebot dort attraktiver zu
gestalten und Alternativen zu Abriss und Rückbau
wahrzunehmen.
Den Daten der GdW-Umfragen lässt sich ferner
entnehmen, dass der Leerstand seit 1998 insgesamt
weiter leicht angewachsen ist. Angesichts dieser
Zunahme, des nach wie vor unerledigten Problems
verfallender Häuser mit unbewohnbaren Wohnun-
gen und angesichts der politischen Empfehlungen
der Kommission „Wohnungswirtschaftlicher Struk-
turwandel in den neuen Ländern“ hat sich die
Bundesregierung entschlossen, für den Zeitraum
2002-2009 ein Programm „Stadtumbau Ost“ in
Kraft zu setzen.18 Wünschenswert wäre für dieses
Programm, dass es die Städte in Stand setzt und
ihnen Spielraum lässt, auf ihre spezifische Prob-






Energiesparmaßnahmen im Wohnungssektor kön-
nen erheblich zur Treibhausgasreduzierung bei-
tragen. Trotz dieser Potentiale sind die Kohlen-
dioxid-Emissionen der Haushalte in den vergan-
genen Jahren weiter gestiegen. Daran hat auch die
Vielzahl der umweltpolitischen Maßnahmen nichts
geändert. Vielmehr wurde die Wirkung von Ener-
giesparvorschriften und Förderprogrammen über-
schätzt und zu wenig Augenmerk auf die Hemm-
nisse gelegt, die eine systematische Energieeinspa-
rung verhindern.
Da Risiken des Treibhauseffekts in den gegen-
wärtigen Heizenergieträgerpreisen kaum Nieder-
schlag finden, reichen die vorhandenen preislichen
Energiesparanreize für einen wirksamen Klima-
schutz nicht aus. Die ohnehin geringen Anreiz-
effekte der niedrigen Ökosteuersteuersätze auf Heiz-
energieträger werden durch wohnungsmarktspe-
zifische Wirkungsbrüche weiter reduziert. Oft un-
terbleiben selbst wirtschaftlich vertretbare Ener-
giesparmaßnahmen. Der Wirkung von Wärme-
schutzstandards und Förderprogrammen sind hier
zwangsläufig enge Grenzen gesetzt.
Notwendig ist daher ein Maßnahmenpaket, das
bei Anbietern und Nachfragern auf dem Woh-
nungsmarkt gleichermaßen Anreize setzt. Ein
schrittweiser Anstieg der Ökosteuer auf Heizener-
gieträger, eine geringere Wohnungsmarktreglemen-
tierung und Maßnahmen zur Erhöhung der Ener-
gieverbrauchstransparenz vergrößern die Energie-
sparanreize für beide Marktseiten.
18 Vgl. Pressemeldung des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen Nr. 163/01 vom 29.6.2001.